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Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Änderung des Parteiengesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Fraktionen und Mitglieder des Deutschen Bundestages wer- 
den aufgefordert, Initiativen zur Änderung des Parteiengesetzes 
zu ergreifen, wonach 

— Spenden und Beiträge an politische Parteien steuerlich nur 
abzugsfähig sein sollen bei natürlichen Personen und nur bis 
zur Höhe von 1800 DM (Steuerpflichtige), und zwar in Form 
der Minderung der tariflichen Einkommensteuer in Höhe von 
50 % entsprechend § 34 g des Einkommensteuergesetzes; 

— es bei der Wahlkampfkostenpauschale gemäß § 18 des Partei- 
engesetzes Bürgern und Bürgerinnen gesetzlich ermöglicht 
wird, die Höhe der an die Parteien zu zahlenden finanziellen 
Mittel zu beeinflussen („Bürger- bzw. Bürgerinnen-Bonus“); 

— die Wahlkampfkosten-Rückerstattung nicht mehr abhängig 
gemacht wird von der Zahl der Wahlberechtigten, sondern von 
der Zahl der Wähler und Wählerinnen. 

Bonn, den 12. Oktober 1988 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 

Begründung 

Die geplante Novellierung des Parteiengesetzes und die damit 
verbundene Erhöhung der finanziellen Zuschüsse an Parteien ist 
kein bloß fiskalisches Problem, sondern zuallererst ein Problem 
der politischen Kultur; Trotz wachsender Kritik an Parteien, trotz 
zunehmender Distanz zwischen Bürgern und Bürgerinnen einer- 
seits und Parteien andererseits, trotz sinkender Mitwirkungsmög- 
lichkeiten von Parteimitgliedern in Parteien wird Politik zuneh- 
mend eine exklusive Veranstaltung der Parteien, die aus der Sicht 
der Parteien steigende Kosten verursacht. In dem Maße, in dem 
sich Bürger und Bürgerinnen aus der Politik zurückziehen, Par- 
teien fernbleiben, sie finanziell nicht unterstützen, in dem Maße 
fordern Parteien ein Mehr an staatüchen Zuschüssen, was Bürger 
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und Bürgerinnen wiederum bewegt, sich noch schneller aus der 
Pohtik zu verabschieden. 

Dem Prozeß der Abkoppelüng der Parteien von Bürgerinnen und 
Bürgern ist reziprok der Prozeß der Erhöhung staatlicher 
Zuschüsse. Dieser Prozeß muß gestoppt werden. Ein erster Schritt 
ist die Nicht-Verabschiedung des geplanten Gesetzes zur Ände- 
rung des Parteiengesetzes. Notwendige weitere Schritte sind 
Bemühungen, einen gesellschafthchen Diskurs einzuleiten, der 
die Rolle der Parteien thematisiert und daraus Folgerungen nach 
der finanziellen Ausstattung ableitet. Ein solcher Diskurs kann 
kein Diskurs sein, der sich auf die Parteien beschränkt, sondern er 
muß öffenthchkeit - verstanden im weitesten Sinne - einbe- 
ziehen. 

Der von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP einge- 
brachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Parteiengeset- 
zes und anderer Gesetze - Drucksache 11/2421 - ist - wenn man 
den Worten Glauben schenkt - motiviert durch die angebhch 
widersprüchhchen Konsequenzen, die der gesetzhch vorgeschrie- 
bene Chancenausgleich zeitigt, indem sowohl Spenden als auch 
Mitgliedsbeiträge bei der Berechnung des Chancenausgleichs 
berücksichtigt werden. Diese angeblichen Widersprüche können 
bereinigt werden, indem die steuerhche Abzugsfähigkeit auf die 
„Kleinspender-Regelung" des § 34g des Einkommensteuergeset- 
zes begrenzt wird. Damit entfällt systematisch die Notwendigkeit, 
den Chancenausgleich gesetzhch zu verankern. Der Chancenaus- 
gleich ist nur deswegen als Instrument ins Gesetz übernommen 
worden, um die steuerhchen Wirkungen der Abzugsfähigkeit von 
Großspenden auszugleichen. Steuerhch nicht berücksichtigt wer- 
den sollen auch Spenden von juristischen Personen. Nur natür- 
üche Personen können Politik machen. In welcher Form Personen, 
die über kein eigenes Einkommen verfügen und gleichwohl Spen- 
denbeiträge leisten, steurrechtlich behandelt werden sollen, 
bedarf besonderer Prüfung. 

Der „Bürger- bzw. Bürgerinnen-Bonus" gibt Bürgern und Bürge- 
rinnen die Mögüchkeit, über die Wahl der pohtischen Parteien 
bzw. Personen hinaus zu entscheiden, ob und in welcher Höhe 
Parteien finanziell unterstützt werden sollen. Die im Parteienge- 
setz festgesetzte finanzielle Bezuschussung der Parteien pro 
Stimme soll daher gebunden werden an das Votum von Wählern 
und Wählerinnen. Der „Bürger- bzw. Bürgerinnen-Bonus" relati- 
viert die exklusive Entscheidungsmöglichkeit der Parteien - ver- 
mittelt über ihre Fraktionen - über die Höhe der staathchen 
Zuwendungen an Parteien. In diesem Sinne ist der „Bürger- bzw. 
Bürgerinnen-Bonus" ein hervorragendes Mittel zur Teilnahme 
von Bürgern und Bürgerinnen am institutionalisierten Prozeß der 
Pohtik. 

Die derzeitige Regelung der Wahlkampfkosten-Rückerstattung 
hebt ab auf die Zahl der Wahlberechtigten. Auch diejenigen, die 
nicht zur Wahl gehen, werden mithin bei der Wahlkampfkosten- 
Rückerstattung mitberechnet. Diese Lösung ist nicht systemge- 
recht. Vorzuziehen ist eine Regelung, die auf die Zahl der Wähler 
und Wählerinnen abstellt. 
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